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- Drucksache 7/2233 - 

betr. Besteuerung multinationaler Unternehmen 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 1. Juli 
1974 - IV C 1 - S 1300 - 271/74 namens der Bundesregierung 
die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Reichen die geltenden Bestimmungen des deutschen Steuer- 
rechts, insbesondere des Außensteuerrechts, aus, um bei multi- 
nationalen Gesellschaften die im Inland tatsächlich erwirtschaf- 
teten Gewinne festzustellen und der ordnungsgemäßen Be- 
steuerung zu unterwerfen? 

Reichen die bestehenden Auskunftsverpflichtungen aus? 

Die Feststellung und ordnungsgemäße Besteuerung des in der 
Bundesrepublik Deutschland erwirtschafteten Gewinns multi- 
nationaler Unternehmen bildet einen Schwerpunkt der steuer- 
lichen Überprüfung von Auslandsbeziehungen. Um diese Über- 
prüfung zu erleichtern, sind durch das Außensteuerreformgesetz 
besondere Bestimmungen zur Gewinnabgrenzung und zur Ver- 
stärkung der Auskunftspflichten eingeführt worden. Im einzel- 
nen ist dazu folgendes zu bemerken: 

1. Gewinnverlagerungen multinationaler Unternehmen konn- 
ten weitgehend schon nach den überkommenden Grundsät- 
zen des deutschen Steuerrechts korrigiert werden. In Ergän- 
zung dazu enthält § 1 AStG eine besondere Bestimmung für 
den Gesamtbereich der internationalen Gewinnabgrenzung. 
Danach können Gewinnverlagerungen multinationaler Un- 
ternehmen, die auf Geschäftsgestaltungen beruhen, die Unab- 
hängige nicht getroffen hätten, wirkungsvoller als bisher 
korrigiert werden. Die vollständige Erfassung der im Inland 
erwirtschafteten Gewinne multinationaler Unternehmen 
wird von den dafür zuständigen Finanzverwaltungen der 
Länder genau überprüft. 
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2. Für die Fälle, in denen die im Inland zu versteuernden Ge- 
winne nicht ermittelt werden können, enthält § 1 AStG be- 
sondere Schätzungs Vorschriften; bei der Schätzung kann - 
mangels anderer Anhaltspunkte - von einer Verzinsung für 
das im Unternehmen eingesetzte Kapital oder von einer 
Umsatzrendite ausgegangen werden, die nach Erfahrung und 
üblichkeit unter normalen Umständen zu erwarten ist. Die 
Finanzverwaltungen der Länder prüfen im Einzelfall, ob 
die Voraussetzungen dieser Bestimmung vorliegen. In Be- 
tracht kommen vor allem Fälle, in denen die Unternehmen 
nicht zu einer Offenlegung ihrer Verhältnisse bereit sind, 
die die ordnungsgemäße Erfassung ihrer im Inland zu ver- 
steuernden Gewinne gewährleistet. Nach den zusammen 
mit dem Außensteuergesetz eingeführten neuen Bestimmun- 
gen müssen diese Unternehmen alle für sie bestehenden 
rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten zur Offenlegung 
ausschöpfen und können sich auf einen selbst verursachten 
Beweisnotstand nicht berufen. 

Die Bundesregierung wird von den Finanzverwaltungen der 
Länder laufend unterrichtet. Sie beobachtet, wie sich die 
neuen Bestimmungen in der Praxis bewähren und wird den 
gesetzgebenden Körperschaften Verbesserungen Vorschlä- 
gen, falls sich solche als notwendig erweisen sollten. 

3. Nach den bisherigen Erfahrungen reichen die bestehenden 
Rechtsgrundlagen aus. Die eigenen Aufklärungsmöglichkei- 
ten der deutschen Finanzverwaltungen enden aber an unse- 
ren Grenzen. Auch Berichtigungsvorschriften und weit ge- 
spannte Auskunftspflichten können im konkreten Fall man- 
gels Nachprüfungsmöglichkeiten wirkungslos bleiben. Die 
Bundesregierung sucht deshalb die internationale Steuer- 
kooperation nachhaltig auszubauen (vgl. dazu unter 2). 


2. Welche Möglichkeiten der zwischenstaatlichen Information und 
Kooperation bestehen, um bei diesen Gesellschaften mißbräuch- 
liche Steuerverlagerungen zu verhindern? 

Wie können diese Möglichkeiten noch verbessert werden? In- 
wieweit stehen Gesichtspunkte des Steuergeheimnisses ent- 
gegen? 

1 . Zur Feststellung der Besteuerungsgrundlagen kann die deut- 
sche Steuerverwaltung in Erfüllung ihrer Aufklärungs- und 
Ermittlungspflichten ausländische Steuerverwaltungen um 
Information und Kooperation ersuchen. Zahlreiche Staaten 
haben in völkerrechtlichen Abkommen zugesagt, der deut- 
schen Steuerverwaltung vor allem durch Erteilung von Aus- 
künften Amts- und Rechtshilfe zu gewähren; dementspre- 
chend erteilt die deutsche Steuerverwaltung den betreffen- 
den ausländischen Steuerverwaltungen die von ihnen be- 
nötigten Auskünfte und stellt dazu ggf. eigene Ermittlungen 
an. Zur Zeit bestehen auf dem Gebiet der Steuern von Ein- 
kommen, Ertrag und Vermögen 
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— mit 19 Staaten umfassende Vereinbarungen, nach denen 
Auskünfte ganz allgemein zur ordnungsmäßigen Anwen- 
dung des deutschen Steuerrechts bzw. des Steuerrechts 
des Partnerlandes ausgetauscht werden können („große 
Auskunftsklausel"); hierzu gehören u. a. alle Länder der 
EG, die USA und Kanada; 

— mit sechs weiteren Ländern - darunter der Schweiz - be- 
grenzte Vereinbarungen, nach denen Auskünfte ausge- 
tauscht werden können, um die bestehenden Doppel- 
besteuerungsabkommen durchzuführen („kleine Aus- 
kunftsklausel"). 

Die deutsche Steuerverwaltung hat sich mit Erfolg bemüht, 
durch einen intensiven steuerlichen Auskunftsaustausch miß- 
bräuchlichen Steuerverlagerungen entgegenzuwirken. 

2. Die Bundesregierung beabsichtigt, die praktische Zusammen- 
arbeit mit ausländischen Steuerverwaltungen zur Verhinde- 
rung von Steuerverkürzungen weiter auszubauen. Insbeson- 
dere soll 

1. das Netz der bestehenden Amts- und Rechtshilfeabkom- 
men erweitert und verbessert werden; 

2. die internationale Kooperation vor allem in Fällen ver- 
stärkt werden, in denen 

a) Internationales Einkommen über niedrigbesteuernde 
Länder geleitet wird; 

b) Gewinnverlagerungen oder Steuerverkürzungen vor- 
liegen, die die Besteuerung mehrerer Staaten berüh- 
ren oder sich über mehrere Staaten hinweg erstrek- 
ken; 

c) Verlagerungen des im Inland steuerpflichtigen Ge- 
winns multinationaler Unternehmen ins Ausland zu 
vermuten sind. 

Die Bundesregierung hat zusammen mit anderen Staaten un- 
tersucht, ob im Sinne der vorgenannten Ziele eine multi- 
nationale Zusammenarbeit möglich ist. Auf Grund der Bera- 
tungen ist dies zu bejahen. 

Ziel der internationalen Zusammenarbeit muß es sein, die 
sich zunehmend verfeinernden Techniken internationaler 
Steuerumgehungen ähnlich effektiv zu erfassen wie ver- 
gleichbare Vorgänge im nationalen Bereich. Dies wird sich 
nur durch längere, nachhaltige Bemühungen verwirklichen 
lassen. Die Bundesregierung wird sich hierfür auch weiterhin 
bei den in Frage kommenden internationalen Organisationen 
(UN, OECD, EG) einsetzen. 

3. Das Steuergeheimnis steht der bilateralen und multilate- 
ralen Zusammenarbeit nicht entgegen. Denn das Steuer- 
geheimnis dient unter anderem dazu, die Durchführung der 
Besteuerung zu sichern. Es hat nicht die Aufgabe, die Durch- 
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führung der Besteuerung zu behindern. Aus diesem Grunde 
ist allgemein anerkannt, daß Maßnahmen, die der Durch- 
führung eines Besteuerungsverfahrens dienen, nicht gegen 
das Steuergeheimnis verstoßen. Auf Grund von Rechtshilfe- 
vereinbarungen können die notwendigen Ermittlungen 
durchgeführt und deren Ergebnisse an die ausländischen 
Steuerbehörden weitergegeben werden. Die Finanzverwal- 
tung hält auch Auskünfte an ausländische Steuerbehörden 
außerhalb einer förmlichen Amts- und Rechtshilfeverein- 
barung für zulässig, wenn die Erteilung der Auskunft zu- 
gleich die Verfolgung von deutschen Steuer ansprüchen er- 
leichtern kann und Gegenseitigkeit gewährleistet ist. Die 
Zulässigkeit derartiger Auskünfte wird allerdings in jüng- 
ster Zeit teilweise bezweifelt. Im Rahmen der Reform des 
Abgabenrechts wird daher zu prüfen sein, ob die Vorschrif- 
ten der §§ 5 und 124 des Entwurfs einer neuen Abgaben- 
ordnung im Interesse einer internationalen Kooperation auf 
steuerlichem Gebiet zur Rechtsklärung zu ergänzen sind. 

Die Auskunftserteilung muß jedoch berechtigten Schutz- 
interessen der deutschen Wirtschaft Rechnung tragen. So ist 
z. B. die Auskunft zu versagen, wenn zu befürchten ist, daß 
die Auskünfte auch zu nichtsteuerlichen Zwecken verwendet 
werden mit der Folge erheblicher wirtschaftlicher Nachteile. 


3. a) Welche Möglichkeiten bestehen, daß staatliche Stellen außer- 
halb der Finanzverwaltung Tatsachen, die für die ordnungs- 
gemäße Besteuerung solcher Unternehmen von Bedeutung 
sind, an die zuständigen Finanzbehörden weiterleiten? 

Ist eine Einschränkung bestehender Auskunftsverbote ins 
Auge zu fassen? 

Grundsätzlich verpflichtet die Abgabenordnung alle innerstaat- 
lichen Behörden zur Auskunftserteilung und Amtshilfe gegen- 
über den Finanzbehörden; sie bestimmt außerdem, daß die Ver- 
pflichtung dieser Behörden zur Verschwiegenheit nicht für ihre 
Auskunftspflicht gegenüber den Finanzbehörden gilt. 

Die Anwendung der entsprechenden Vorschriften der Abgaben- 
ordnung ist jedoch in einer Reihe von Gesetzen mit eingegrenz- 
ten und eindeutig nichtsteuerlichen Zweckbestimmungen aus- 
geschlossen worden (z. B. § 12 Abs. 1 des Gesetzes über die Sta- 
tistik für Bundeszwecke, § 9 Abs. 2 des Gesetzes über das Kredit- 
wesen, § 8 des Gesetzes über die Anzeige der Kapazitäten von 
Erdöl-Raffinerien und von Erdöl-Rohrleitungen, § 1 1 des Geset- 
zes über Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen, § 36 Abs. 4 des 
Gesetzes zur Anpassung und Gesundung des deutschen Stein- 
kohlenbergbaus und der deutschen Steinkohlenbergbaugebiete, 
§ 14 Abs. 5 des Wirtschaftssicherstellungsgesetzes, § 28 Abs. 3 
des Gesetzes über forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse, § 47 
Abs. 8 und 9 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen). 
Die in diesen Gesetzen enthaltenen Auskunftsbeschränkungen 
und Verwertungsverbote können zu einer Beeinträchtigung der 
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Aufklärungsmöglichkeiten der Finanzbehörden führen. Die Bun- 
desregierung hat deshalb im Entwurf eines Einführungsgesetzes 
zur Abgabenordnung vorgeschlagen, einen Teil dieser Bestim- 
mungen so zu ändern, daß künftig die Auskunftserteilung ge- 
genüber den Finanzbehörden zulässig sein soll, wenn es sich 
um Auskünfte im Zusammenhang mit der Gewährung von staat- 
lichen Leistungen handelt. Der Gesetzentwurf sieht außerdem 
vor, daß ein Teil der Verwertungs verböte aufgehoben wird. 

Der Bundesrat sieht die von der Bundesregierung vorgeschla- 
genen Änderungen noch nicht als ausreichend an. Nach seiner 
Auffassung wird durch die weitgehenden Ausnahmen von den 
Vorschriften der Abgabenordnung über die behördlichen Bei- 
standspflichten der Grundsatz einer gleichmäßigen und gerech- 
ten Besteuerung in Frage gestellt. Der Bundestag hat bei der 
bevorstehenden Beratung des Entwurfs eines Einführungsgeset- 
zes zur Abgabenordnung Gelegenheit zu überprüfen, ob oder 
inwieweit er sich der Auffassung des Bundesrates anschließen 
will. 


b) Unter welchen Bedingungen können die Finanzbehörden ihre 
über multinationale Unternehmen gewonnenen Kenntnisse, 
die für Aufgaben anderer staatlichen Stellen von Bedeutung 
sind, an diese weiterleiten? 

Sollten diese Möglichkeiten erweitert werden? 

Die Finanzbehörden sind durch die Pflicht zur Wahrung des 
Steuergeheimnisses nicht gehindert, ihre im Besteuerungs- 
verfahren gewonnenen Erkenntnisse an andere Behörden wei- 
terzuleiten, soweit es sich um zusammengefaßte Daten mehrerer 
Unternehmen handelt, die keine Rückschlüsse auf ein einzelnes 
Unternehmen zulassen. Eine Bekanntgabe von Einzelangaben 
ist dagegen nach geltendem Recht nur ausnahmsweise zulässig, 
wenn ein zwingendes öffentliches Interesse an der Bekanntgabe 
feststeht. Die Erkenntnisse der Finanzbehörden über einzelne 
Unternehmen sind meist nicht zeitnah. Sie beziehen sich in der 
Regel auf länger zurückliegende Vorgänge, die erst nach Vor- 
lage der Bilanzen oder aufgrund einer Betriebsprüfung aufge- 
deckt werden. 

Eine Erweiterung von Mitteilungspflichten ist zur Zeit nicht vor- 
gesehen. 


4. a) Wie bewertet die Bundesregierung die Anregungen der 
EG-Kommission zu diesem Fragenkreis, die sich in deren 
„Bericht über die Steuerregelung für Holdinggesellschaften" 
sowie deren „Mitteilung über die multinationalen Unter- 
nehmen und die Gemeinschaft" finden? 


Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren mehrfach in den 
zuständigen Gremien bei der EG-Kommission gefordert, daß 
die Gemeinsdiaftsorgane sich eingehend mit den Problemen der 
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internationalen Steuerkontrolle, der Gewinnberichtigung bei 
internationalen Unternehmungen und mit den Einkommens- und 
Vermögensverlagerungen in niedrig besteuerte Länder befas- 
sen. Sie hat dazu Vorschläge und Anregungen an die Kommis- 
sion herangetragen. 

Die in der Anfrage erwähnten Dokumente sind als erste Bei- 
träge der Kommission auf den genannten Gebieten zu begrüßen. 
Sie sprechen Teilbereiche an, auf denen durch nationale Steuer- 
regelungen in den EG-Ländern der Wettbewerb, aber auch die 
steuerliche Gleichmäßigkeit beeinträchtigt werden kann. Es ist 
zu begrüßen, daß die in ihnen angestellten Überlegungen zu 
intensiven Harmonisierungsbemühungen der Kommission ge- 
führt haben [vgl. dazu 4. b)]; dabei hat die Kommission - auf 
Grund der Gedanken in der „Mitteilung über die multinationa- 
len Unternehmen und die Gemeinschaf ts Vorschriften" - Über- 
legungen zur Gewinnabgrenzung vorgelegt, die sich an den 
Grundsätzen des § 1 AStG orientieren. 


b) Wie ist der Stand der Arbeiten an diesen Fragen in der EG? 

Die Kommission widmet den mit der vorliegenden Kleinen An- 
frage zusammenhängenden Fragen im Rahmen der Steuerhar- 
monisierung besondere Aufmerksamkeit. Schwerpunkte ihrer 
Arbeiten sind 

1. eine intensivere Zusammenarbeit der Steuerverwaltungen in 
den Europäischen Gemeinschaften; 

2. die Aufstellung gemeinsamer Regeln über die Abgrenzung 
der Gewinne zwischen international verflochtenen Unter- 
nehmen; 

3. die Beseitigung ungerechtfertigter, den Wettbewerb ver- 
zerrender Steuervorteile, die durch Einkommen- und Ver- 
mögensverlagerungen in niedrig besteuerte Länder entste- 
hen können. 

Diese Fragen sind zur Zeit Gegenstand von Beratungen, die die 
Kommission in einer Arbeitsgruppe mit Vertretern der Steuer- 
verwaltungen der Mitgliedsländer führt. In vielen Fragen hat 
sich eine einheitliche Grundhaltung der Mitgliedsländer gezeigt. 
Es ist aber nicht zu übersehen, daß die Unterschiede in der 
Rechtsstruktur, dem Steuerrecht und der Verwaltungspraxis der 
Mitgliedsländer einheitliche Lösungen für die gesamte Gemein- 
schaft erschweren können. 


c) Welche Initiativen hat die Bundesregierung ergriffen bzw. 
beabsichtigt sie, in diesem Rahmen zu ergreifen? 

Das deutsche Außensteuergesetz hat viele Mitgliedsländer der 
EG wie auch die EG-Kommission veranlaßt, sich intensiver mit 
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der Besteuerung multinationaler Unternehmen und der Steuer- 
flucht zu befassen. Die Bundesregierung hat mehrfach durch 
Initiativen in den zuständigen Gremien bei der EG-Kommission 
die jetzt laufenden Arbeiten angeregt und gefördert. 

Die Bundesregierung wird alle weiteren Bemühungen der EG- 
Kommission auf diesen Gebieten durch geeignete Initiativen im 
Sinne der unter 4. b) genannten Ziele unterstützen. Sie hat be- 
reits angeregt, daß bei der EG-Kommission eine Sachverstän- 
digen-Gruppe gebildet wird, die sich mit den steuerlichen Fra- 
gen z. B. der internationalen Mineralölunternehmungen befaßt. 
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